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Besserstellung der Wehrmänner notwendig

In der gegenwärtigen militärpoliti-
sehen Debatte wird zumeist von
den umfassenden Aufgaben der
Armee gesprochen, von neuen
Organisationsformen oder den zu
beschaffenden Rüstungsgütern. Die

Stellung des Wehrmannes steht
kaum je zur Debatte, und es wird
auch übersehen, dass die Dienst-

leistung in Armee und Zivilschutz
für viele Wehrmänner mit wesent-
liehen finanziellen Einbussen ver-
bunden ist. Insbesondere bei län-

ger dauernden Beförderungsdien-
sten summieren sich bisweilen
diese Einbussen derart, dass sich

immer häufiger fähige Wehrmän-
ner militärische Beförderungsdien-
ste wirtschaftlich nicht mehr lei-

sten können. Selbst Rekrutenschu-
len können finanzielle und soziale
Probleme verursachen. Jedenfalls
ist die Zahl der Rekruten, die Lei-

stungen der Soldatenhilfe bezie-
hen mussten, in jüngster Zeit mas-
siv gestiegen.
Zwar erhalten alle Dienstleisten-
den in Armee und Zivilschutz Er-

werbsersatz während ihrer Dienst-
zeit. Die sogenannten EO-Entschä-

digungen sind indessen zumeist

zu gering. Es ist eine unrühmliche
Tatsache, dass die EO-Taggelder
vieler Dienstleistender wesentlich

geringer sind als die Arbeitslosen-

Taggelder, auf die ein Dienstlei-
stender Anspruch hätte, wenn er
arbeitslos wäre. Unser Staat be-

handelt die Wehrmänner in Armee
und Zivilschutz wesentlich schlech-

ter als Arbeitslose. Das ist demoti-
vierend und für viele, die positiv
zu unserem Staate und seinen In-

stitutionen stehen, unverständlich.

Handlungsbedarf gegeben

Der Bundesrat hat in der Antwort
auf einen freisinnigen Vorstoss vor
Jahresfrist zugestanden, dass die

Entschädigungssätze der Erwerbs-

ersatzordnung bei längerdauern-
den Dienstleistungen auf zuneh-
mende Kritik stossen. Handlungs-
bedarf ist also gegeben. Die bishe-

rigen Vorbereitungen der kom-
menden EO-Revision lassen erken-

nen, dass keine entsprechende
Angleichung geplant ist. Was vor-
gesehen ist, entspricht der Not-
wendigkeit, dienstleistende Wehr-
manner besser zu stellen, bei wei-
tem nicht. Die gegenwärtige
Erwerbsersatzordnung erfüllt den

Verfassungsauftrag nicht und
schwächt den Milizgedanken. Die

Schlechterstellung der Dienstlei-
Stenden gegenüber Arbeitslosen
kann auch aus grundsätzlichen
Erwägungen nicht länger hinge-
nommen werden.
Bisher haben die Arbeitgeber oft
freiwillig oder aufgrund gesamtar-
beitsvertraglicher Verpflichtungen
die Differenz zwischen der EO-

Entschädigung und dem vor-
dienstlichen Lohn bezahlt. Wir
stellen fest, dass die Bereitschaft
dazu, insbesondere bei Rekruten-
schulen und Beförderungsdien-
sten, geringer wird. Der betriebli-
che Wert einer militärischen Aus-
bildung ist nicht mehr so augenfäl-
lig; die betrieblichen Kosten, einen
Arbeitsplatz während einiger
Monate dem Dienstleistenden
offen zu halten, nehmen zu. Es ist
nicht mehr selbstverständlich, dass
der Arbeitgeber dazu noch wäh-
rend länger dauernden Dienstzei-
ten freiwillig den vollen Lohn
bezahlt. Viele Gesamtarbeitsverträ-

ge enthalten zwar Bestimmungen
über die Lohnzahlungspflicht bei

Militärdienstleistungen. Der Ver-
weis auf die Gesamtarbeitsverträ-
ge vermag den Gesetzgeber von
einer umfassenden Revision der
Erwerbsersatzordnung aber nicht

zu entbinden. In vielen Branchen

existieren keine Gesamtarbei tsver-

träge; der Geltungsbereich diesbe-

züglicher gesamtarbeitsverträgli-
chen Vereinbarungen nimmt ein-

deutig ab.

Gleichstellung mit der ALV

Mit Blick auf die Erfüllung der Auf-

gaben der Armee und insbeson-
dere im Hinblick auf die Aufrecht-

erhaltung des Milizgedankens
muss die EO-Entschädigung sub-

stantiell angepasst werden. Sie

soll - wie ich in einer parlamenta-
rischen Initiative gefordert habe -
so angehoben werden, dass sie

mindestens jenem Betrag ent-

spricht, den der Dienstleistende im
Falle von Arbeitslosigkeit an Ar-

beitslosenentschädigung erhielte.
Die Erwerbsersatzordnung wird
durch Beiträge der Versicherten
und ihrer Arbeitgeber finanziert.
Bisher flössen 0,5 Lohnprozente
der EO zu, Die EO-Rechnung weist
namhafte Überschüsse auf. 1993

ergab sich bei rund 1250 Millio-
nen Einnahmen und 830 Millionen
Ausgaben ein Überschuss von

gegen 420 Millionen Franken. Der

vorhandene Ausgleichsfonds der
EO stieg auf 3,6 Milliarden Fran-

ken. Es wäre ausserordentlich pro-
blematisch, den Beitragssatz an

die EO unter Missachtung des EO-

Verfassungsauftrages zugunsten
anderer Sozialversicherungen zd

reduzieren oder die Mittel der

Erwerbsersatzordnung für andere

Zwecke zu verwenden. Gemäss

Bundesverfassung hat die Er-

werbsersatzordnung einen «ange'
messenen Ersatz des Lohn- und

Verdienstausfalles infolge Militär-
dienst» zu bieten. Dieser Verfas-

sungsauftrag ist derzeit nicht er-

füllt. Er muss verwirklicht werden-
Eine substantielle Erhöhung der

EO-Entschädigungen ist deshalb

unerlässlich.

(Von Nationalrat Heinz Allenspack
Fällanden ZH, im «Schweizer Solda'"

November/94)
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